Tröstliche Regierungs- 
worte zum neuen Jahr für 
alle Deutschen, die jeden 
TEURO dreimal umdrehen 
müssen: 


»Wir werden an die 
EU weniger abfüh- 
ren müssen als wir 
gedacht haben, aber 
mehr als in der Ver- 
gangenheit.« 


So Regierungssprecher Tho- 
mas Steg zu dem von Kanzle- 
rin Angela Merkel vermittelten 
EU-Finanzkompromiß. Danach 
muß die BRD künftig jährlich 
rund zwei Milliarden Euro mehr 
an Brüssel zahlen als derzeit. 


Frau Merkel hatte nach dem 
EU-Gipfel gesagt, sie gehe von 
einer »leichten Verbesserung« 
der deutschen Nettozahlungen 
aus. Nun sind es 2 Milliarden 
mehr. 


Genaue Angaben über die 
deutschen Gesamtzahlungen 
an die EU, die ja wesentlich 
höher sind, erfährt die Öffent- 
lichkeit sowieso nicht. 


Ab 2007 hat jedes EU-Mit- 
gliedsland jährlich 1,045 Pro- 
zent seiner Wirtschaftsleistung 
an die EU abzuführen. Nach 
dem neuesten Jahrbuch des 
Statistischen Bundesamtes 
betrug 2004 dieses »Bruttoin- 
landsprodukt« 2177 Milliarden 
Euro. Das ergibt bei 1,04 Pro- 
zent einen Beitrag von 22,75 
Milliarden Euro im Jahr, nach 
alter Rechnung rund 44 Milliar- 
den DM jährlich. 


Postfach 10 17 06 


-= 46017 Oberhausen 


UN 1/2006 


Unsere Spende an die EU: 


10,4 Milliarden Euro! 


Herzlich Willkommen 


m nn 


»Mehr Geld für Deutschland« 


Eine besondere Blüte der 
Volksverdummung leistete 
sich die »Welt am Sonntag« 
vom 18.12.2005. Im Aufma- 
cher auf Seite 1 jubelte sie: 


»Deutschland als größ- 
tem Nettozahler der Uni- 
on bringe der Kompromiß 
finanzielle Entlastung« 
wird Frau Merkel zitiert, 
die eine zusätzliche Förde- 
rung von »225 Millionen für 
Ostdeutschland« (gemeint 


ist Mitteldeutschland) und 
75 Millionen für bayerische 
Grenzregionen erreicht 
habe. 


Mehr Geld für Deutschland S.4 


Sonderdruck: 
Der Jahrgang 2005 in 


der Übersicht 


Milliarden-Grab 
Bundeswehr S.9 


S.5-8 


Gedanken fürs 
Neue Jahr 
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Das offene Wort 


Endlich Licht am Ende 
des Tunnels? 


So die Titelseite der UN 
11/2005. Nun allerdings wird 
immer deutlicher, daß dieses 
Licht wohl nur ein Glühwürm- 
chen gewesen sein kann. 


Bundeskanzlerin Merkel: 
Mehr Durchblick mit neuer Brille? 


»Ich glaube, daß unterm 
Strich immer noch eine leich- 
te Verbesserung herauskom- 
men wird«, so Bundeskanzle- 
rin Merkel unmittelbar nach der 
Einigung im Finanzstreit der EU 
am 18. Dezember, wofür sie in 
Deutschland gefeiert wurde. 


Wenige Tage später wurde be- 
kannt, daß diese »leichte Ver- 
besserung« eine Steigerung 
der deutschen Nettozahlungen 
um zwei auf 10,4 Milliarden 
Euro jährlich bedeutet. 


»Wir werden weniger abfüh- 
ren müssen, als wir gedacht 
haben, aber wir werden mehr 
abführen müssen als in der 
Vergangenheit. Dazu sind wir 
gerne bereit«, so Regierungs- 
sprecher Thomas Steg. Und 
er fügte noch hinzu: »Europa 
kann uns gar nicht teuer ge- 
nug sein«. 


Das sollte nun auch die Mi- 
chel bewegen, ihre Zipfelmüt- 
ze endlich etwas zu lüften, 
die bisher immer treu und 
brav der einen oder anderen 
»großen Volkspartei« ihr Ver- 
trauen aussprachen. 


Nun weiß jeder, weshalb wir 
2007 eine saftige Mehrwert- 
steuererhöhung bekommen. 
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Fast 50 Millionen Euro 


für einen nicht genutzten Flugplatz 


Wo unser Geld bleibt 


Investitionen in Milliardenhöhe 
und tausend neue Arbeitsplät- 
ze, so vor über zehn Jahren 
die Hoffnung der Menschen vor 
Ort. Aber was Hoffnung geben 
sollte, scheint immer mehr dem 
Betrug zum Opfer zu fallen. 


Sachsen-Anhalts Wirtschafts- 
minister Horst Rehberg (FDP) 
hatte eigenmächtig Berater- 
verträge für den Flugplatz 
Cochstädt in der Nähe von 
Aschersleben ausgelobt. Fast 
50 Millionen Euro an Steuer- 
geldern sind in diesem Projekt 
bereits versickert, ohne daß es 
bisher zur Aufnahme des Flug- 
betriebes gekommen wäre. 


Die Vermutung, daß ihm nun 
kurz vor der anstehenden 
Landtagswahl Bedenken we- 
gen seines Handelns kamen, 
bleibt dahingestellt. Jedenfalls 
überraschte er nun mit einer 
Lösung seines Problems: Das 
Land müsse noch einmal drei 
Millionen aufbringen, damit der 
Platz, der derzeit vor allem für 
den Motorsport genutzt wird, 
seiner Bezeichnung »Flugha- 
fen« gerecht wird. 


SPIEGEL DER ZEIT 


Kein Wort mehr davon, daß 
bereits 1994 im Landtag der 
ehemalige russische Militär- 
flughafen lediglich als günstig- 
ster unter allen ungeeigneten 
Standorten bezeichnet wurde. 


Kein Wort mehr davon, daß 
bereits 1999 der Flughafen kurz 
vor dem Aus stand und bei der 
Magdeburger Staatsanwalt- 
schaft Anzeige erstattet wurde 
wegen Unregelmäßigkeiten bei 
der Verwendung von Fördermit- 
teln. 


Kein Wort mehr davon, daß 
sich die 2003 von einer griechi- 
schen Unternehmensgruppe in 
Aussicht gestellten Investitio- 
nen in dreistelliger Millionenhö- 
he als Luftschloß erwiesen. 


Tausend neue Arbeitsplätze 
und Investitionen in Milliar- 
denhöhe? Bis heute Fehlan- 
zeige! 


Warum haften 
Politiker nicht für 


den Schaden, den 


sie anrichten? 
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SPAREN? 


A 


Gerne! Dann 
aber richtig! 


EUROTOPIA: 


Jährlich gehen zwanzig Mil- 
liarden Euro in dunkle Ka- 
näle 


Zum Jahresende 2005 stell- 
te die EU-Abgeordnete Silvana 
Koch-Mehrin (FDP) als Mitglied 
des EU-Haushalts-Kontrollaus- 
schusses fest: »Die EU-Buch- 
haltung liegt unter dem Niveau 
einer Bananenrepublik« 


Im Januar 2005 ging sie noch 
von 8 Milliarden Euro aus, die 
jährlich in dunklen Kanälen ver- 
schwänden. Zum Jahresende 
mußte sie dann feststellen, daß 
es in Sachen Schiebung, Beste- 
chung, Korruption und Subventi- 
onsbetrug noch viel schlimmer ist 
und man bei noch viel mehr Milli- 
arden nicht weiß, wohin das Geld 
versickere. »Insgesamt kann 
man von um die 20 Prozent des 
Gesamthaushaltes ausgehen«, 
erklärte sie (Nationalzeitung, 
9.12.2005). 


Der Haushalt der EU beträgt 
rund 100 Milliarden Euro. Zwan- 
zig Prozent davon sind 20 Milli- 
arden Euro! Das bedeutet für uns 
als Hauptsponsoren der EU, daß 
mindestens ein Viertel davon, 
also 5 Milliarden Euro deutsche 
Steuergelder, dort verschleudert 
werden. 


Doch statt diesen Augias-Stall 
mit eisernem Besen auszukeh- 
ren, stimmt die Bundeskanz- 
lerin einer weiteren Erhöhung 
unserer Beiträge ab 2007 zu! 
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Ein neuer Höhepunkt der 
Volksverdummung: 


»Mehr Geld für Deutschland« 


Mit dieser Schlagzeile als »Aufmacher« verdummte die »Welt am 
Sonntag« vom 18.12.2005 die flüchtig lesenden Bundesbürger über 
den »Erfolg« der neuen Bundeskanzlerin beim EU-Gipfelgezänk 
hinsichtlich der künftigen Zahlungsverpflichtungen an die EU: 


Kompromiß im Finanzstreit: Agrar-Etat 
wird 2008 überprüft. Briten geben Rabatt ab 


EU-Einigung: 


Mehr Geld für 
Deutschland 


Titelseite der WamS vom 18.12.2005 


Mehr Geld 
für Deutschland? 


Die Wahrheit ist, daß die Bundes- 
republik Deutschland als größter 
Netto-Zahler der EU ab dem Jahr 
2007 noch mehr als bisher in das 
Faß ohne Boden einzahlen muß: 


Abzuführen sind dann 1,045 des 
Bruttosozialproduktes, das sind 
rund 22,75 Milliarden Euro deut- 
sche Steuergelder im Jahr, wobei 
die Rückflüsse gekürzt wurden und 
Frau Merkel aus dem Topf der für 
wirtschaftlich schwache Regionen 
in Deutschland vorgesehenen EU- 
Hilfen den Polen auch noch 100 
Millionen Euro zusätzlich abtrat. 


Wer zahlt 
den Merkel-Schaden? 


Im polnischen Fernsehen wurde 
dieses Geschenk von Frau Merkel, 
die geschworen hat, das Wohl des 
deutschen Volkes zu mehren, na- 
türlich bejubelt: »Pocalowanie reki 
polskie dla Angely!« (übersetzt: 
»Ein polnischer Handkuß für Ange- 
lal«). 


Die Deutschen in den Regionen, 
deren Fördergelder nun um diesen 


Betrag gekürzt werden, bewerten 
Frau Merkels Freigiebigkeit anders. 
Sie sehen sich hintergangen, und 
die mitteldeutschen Landesregie- 
rungen fordern nun eine Entschä- 
digung vom Bund oder zusätzliche 
Mittel von den alten Bundesländern 
im Rahmen des Länder-Finanzaus- 
gleiches. 


Peter Müller, der Ministerpräsi- 
dent des Saarlandes, lehnte das 
sofort konsequent ab: »Wenn auf 
Zuschüsse aus Brüssel zugunsten 
Polens verzichtet wird, dann be- 
steht nationaler Handlungsbedarf. « 


Der Schweriner Regierungschef 
Ringsdorff pflichtet ihm bei: » Wenn 
die alten Länder die Entschädigung 
für die Kürzungen an die neuen 
ablehnen, dann muß die Bundes- 
regierung die Defizite ausgleichen, 
die durch den EU-Finanzkompro- 
miß entstehen. Schließlich hat Frau 
Merkel den Schaden ausgelöst.« 
(Zitate aus »DER SCHLESIER«, 
13.1.2006). 


Ob Bund oder Länder die 
Merkel-Geschenke an die EU und 
an Polen ausgleichen ist aber 
völlig wurscht - wer zahlt, weiß 
jeder: der deutsche Michel. 


DER ZAHLMEISTER EUROPAS 
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Flüchtlingskosten: Eine Ausgabenflut, von 
der die meisten Bundesbürger nichts ahnen 


Zahlen aus einem einzigen Landkreis in der Bundesrepublik 


Jedermann weiß, daß die meisten Städte und Gemeinden in der 
Bundesrepublik praktisch pleite sind. Jedermann erfährt es täglich, 
daß sie alles kommunale Vermögen, das ja eigentlich Eigentum ih- 
rer Bürger ist, verkaufen und trotzdem wegen Überschuldung ihre 


WETTERAUKREIS 


in Friedberg / Hessen 


sozialen Verpflichtungen nicht mehr erfüllen können. 


Wie aber entstehen 
die Schuldenberge? 


Welcher Wähler und Steuerzahler 
kümmert sich um die Frage, wie 
die Einnahmen und Steuergelder 
im Einzelnen verwendet und immer 
mehr Schulden gemacht werden? 
Dabei hätte jeder Bürger das Recht, 
in den Rathäusern Einblick in die 
kommunalen Haushaltspläne zu 
nehmen, um sich zu vergewissern, 
für welche Aufgaben und Vorhaben 
die sogenannten »öffentlichen Gel- 
der« ausgegeben werden. Die örtli- 
chen Tageszeitungen erfüllen diese 
Informationspflicht nur sehr selten. 


Wir haben deshalb den Haushalts- 
plan eines beispielhaften Kreises 
herangezogen, um Schwerpunkte 
in den Kürzungen und Ausgaben- 
steigerungen für die soziale Siche- 
rung festzustellen: 


Der Wetteraukreis in Hessen um- 
faßt 13 kleinere Städte sowie 12 
Landgemeinden und hatte Ende 
2004 eine »Wohnbevölkerung« von 
298.670 Personen. Am 31.12.2004 
betrug die Pro-Kopf-Verschuldung 
682 Euro. Bis zum 31.12.2005 istder 
Schuldenstand auf 216.858.254,41 
Euro und die kommunale Pro-Kopf- 
Verschuldung auf 726 Euro gestie- 
gen. 


Wenn man sich angesichts dieser 
Notlage nun einmal einzelne Aus- 
gabenpakete ansieht, findet man 
einige Ursachen des wachsenden 
Schuldenberges. 


Beispielhaft zitieren wir nach- 
folgend aus dem »Einzelplan 4: 
Soziale Sicherung, Abschnitt 
42, Durchführung des Asylbe- 
werberleistungsgesetzes, Un- 
terabschnitt 4200, Fachstelle 
Migration«, Seiten 365-366 des 
Haushaltsplanes. 


Wenn man die Ausgaben die- 
ses einen Kreises allein im Un- 
terabschnitt »Migration« auf die 
Bundesrepublik hochrechnet, 
wird einem klar, warum die Kom- 
munen ihre angestammten Auf- 
gaben nicht mehr erfüllen kön- 
nen. 


Knapp 8 Millionen Euro (genau: 
7.964.335 €) will oder muß der 
Wetteraukreis im Jahr 2006 allein 
für den »Unterabschnitt 4200« des 
Haushaltsplans ausgeben. Zwar 
erhält der Kreis von Bund, Ländern 


Haushaltssatzung 
und 

Haushaltsplan 

für das 
Haushaltsjahr 2006 


Stand: 27. September 2005 


Einzelplan 4 Soziale Sicherung 
Abschnitt 42 


Unterabschnitt 4200 Fachstelle “Migration” 


Durchführung des AsylbewerberleistungsG | 


Haushaltsansätze 


2008 1.2005. 


74000 


79100 


79150 


Leistungen d. Sozialh. ivE f. Kontingent- bzw. sonstige 
Flüchtlinge n. d. LAG 
Laufende Leistungen an Pèrsonen des § 1 Asyibewerber- 
| leistungsgesetz 
| Sonstige Leistungen an Personen des § 1 Asyibewerber- 
|leistungsgesetz 


150.000 60.000 


3.000.000 | 1.600.000 ` 


450.000 200.000 


Vollständige Kopien aus dem Haushaltsplan (UN-Archiv 1064) können Sie anfordern. 


und Sozialversicherungsträgern 
davon rund drei Millionen Euro »Er- 
stattungen«, doch auch das sind 
Steuergelder und Beiträge aller. 
Hier einige Beispiele: 

e 457.000 Euro für »Zuwendung 
Flüchtlingshilfe gGmbH«. 

e 400.000 Euro für »Leistungen 
der Sozialhilfe für Kontingent- bzw. 
sonstige Flüchtlinge«. 

e 3.000.000 (drei Millionen) Euro 
für »Laufende Leistungen an Per- 
sonen des $ 1 Asylbewerberlei- 
stungsgesetz«. 

e 450.000 Euro für »Sonstige Lei- 
stungen des § 1 Asylbewerberlei- 
stungsgesetz«. 

e 1.200.000 (1,2 Millionen) Euro 
für »Ambulante Krankenhilfe an 
Personen der 88 1 und 2 AsylbIG«. 
e 45.000 Euro für »Eingliede- 
rungshilfe und Hilfe zur Pflege an 


Personen der §§ 1 und 2 Asylbe- 
werberleistungsgesetz«. 

e 500.000 Euro für »Laufende Lei- 
stungen an Personen des § 2 Asyl- 
bIG« 

e 600.000 Euro für »Stationäre 
Krankenhilfe für Personen der 88 1 
und 2 AsylblG«. 


Wer wundert sich da noch, daß 

die für diese Ausgabenpolitik 
verantwortlichen Parteien die 
Mehrwertsteuer erhöhen und 
uns eine Schrumpfrente verord- 
nen? 


verteilt/überreicht durch: 


LESEN - NACHBESTELLEN - WEITERGEBEN 
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Milliarden-Grab Bundeswehr 
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Bundeswehr-Airbus A 400M kann Schützenpanzer nicht transportieren 


In der Ausgabe 8/2005 veröf- 
fentlichten die »Unabhängigen 
Nachrichten« eine Übersicht 
der von der ehemaligen rot-grü- 
nen Bundesregierung geplanten 
bzw. bereits in Auftrag gegebe- 
ne Rüstungsprojekte. 


Am 7. September 2005 berich- 
tete die Tageszeitung »Die Welt« 
aus Unterlagen des Verteidigungs- 
ministeriums: 


»Das künftige Bundeswehr- 
Transportflugzeug Airbus A 400M 
wird den Schützenpanzer „Puma“ 
nicht in „heißen“ Einsatzgebieten 
absetzen können. Die für solche 
Missionen ausgelegte taktische 
Variante des Transportflugzeuges 
kann nur eine Nutzlast von 25 Ton- 
nen befördern. Der „Puma“ wiegt 
aber in seiner einfachsten Version 
bereits 31,45 Tonnen.« 


Von diesem Transportflugzeug 
hatte die Bundesregierung insge- 
samt 60 Maschinen geordert, 24 
davon als sogenannte »taktische 
Variante«. Diese können eine 
Nutzlast von 25 Tonnen bis zu 
5.000 Kilometer befördern. 


Weitere 36 Maschinen gehören 
zur sogenannten »logistischen Va- 
riante«, mit der eine Nutzlast von 
32 Tonnen 4.070 Kilometer weit 
transportiert werden kann. 


»Daß die logistische Variante 
des Flugzeugs aber in unsicheren 
Gebieten landen könnte, halten 


Militärexperten für nahezu aus- 
geschlossen. Die Gefahr eines 
Angriffs und des Verlusts von Be- 
satzung und Flugzeug wäre viel zu 
groß. Die logistische Variante ver- 
fügt über keine Abwehrmittel ge- 
gen Angriffe. Außerdem kann sie 
keine so engen Kurven fliegen wie 
die taktische Variante und könnte 
damit angreifenden Flugkörpern 
nicht rechtzeitig ausweichen. 


Für einen Einsatz in Afrika am 
Ende des Jahrzehnts würde dies 
bedeuten, daß die Luftwaffe den 
Schützenpanzer zum Beispiel 
bis zum sicheren Flughafen der 
Hauptstadt eines Landes bringen 
könnte. Den Weg bis zur Krisen- 
region müßten die Panzer jedoch 
selbst zurücklegen.« 


Der Schützenpanzer »Puma« soll 
künftig zum Standbein der Bun- 
deswehr bei Auslandseinsätzen 


werden. Er hat drei Mann Stamm- 
besatzung und kann sechs weitere 
Soldaten aufnehmen. Besonde- 
res Merkmal ist sein guter Schutz 
gegen Minen und Beschuß sowie 
der Turm ohne Besatzung. Die Ka- 
none wird aus der Zelle gesteuert. 
Der »Puma« ist bis zu 70 km/h 
schnell. 


Da die Bundesrepublik sich auf 
den Airbus als Transportflugzeug 
festgelegt hatte, entschlossen sich 
die »Puma«-Hersteller wegen der 
Gewichtsprobleme auf eine modu- 
lare Lösung. In der 31,45 Tonnen 
wiegenden Grundausstattung ist 
das Fahrzeug zwar schon voll ein- 
satzfähig, es kann aber durch mo- 
dulare Ausrüstungsteile erheblich 
verstärkt werden und kommt dann 
auf einen viel besseren Schutz, 
aber auch auf ein Gewicht von 
über 40 Tonnen. Bisher gehen die 
Planungen der Bundeswehr davon 
aus, daß die zusätzlichen Schutz- 
elemente mit anderen Flugzeugen 
hinterhergeflogen werden. 


Voraussichtliche Kosten für die- 
sen ganzen Unsinn: ca. 7,65 Milli- 
arden Euro für die sechzig Airbus A 
400 M und ca. 3,5 Milliarden Euro 
für 410 Schützenpanzer. 


Die künftigen Kriegsspiele der 
Bundeswehr werden den Steuer- 
zahler um ein Vielfaches dieser 
reinen Materialkosten belasten. 
Also werden die Bundesbür- 
ger in naher Zukunft den Gürtel 
noch enger schnallen müssen! 


SPAREN? - BITTE HIER! 
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Gedanken fürs Neue Jahr: 


Den nach uns Kommenden 
zum Nachdenken gewidmet 


Aufgeschrieben von einem Übriggebliebenen des Jahrgangs 1922 


In unserer Jugend waren Tran- 
sistorradios, Taschenrechner, 
Fernseher, Computer und Laser 
ebenso unbekannt wie Plastik- 
eimer, Nylon und PVC. Im Be- 
reich der Medizin waren weder 
die künstlichen Gelenke noch 
Herzschrittmacher erfunden 
und Bypässe am Herzen wie 
auch Organ-Transplantationen 
undenkbar. 


Auch die Pille zur Geburten- 
verhütung gab es noch nicht. 


Raketen flogen noch nicht von 
der Erde weit in den Weltraum 
und der Mensch war noch nicht 
auf dem Mond gelandet. 


Wir waren schon auf der Welt, 

bevor es Kreditkarten, Bankau- 
tomaten, Telefax, Handys und 
Kugelschreiber gab, ebenso 
wenig wußten wir von Atom- 
und Wasserstoffbomben, auch 
nichts von UFOs. Wir hätten nie 
geglaubt, daß Flugzeuge auch 
ohne Propeller fliegen können, 
und Käfer waren damals noch 
keine Volkswagen. Es gab kei- 
ne Waschmaschinen, keine Bü- 
gelautomaten, keine Geschirr- 
spüler, keine Mikrowellenherde, 
keine Tiefkühltruhen im Privat- 
besitz oder in Supermärkten 
und keine elektronischen Kas- 
sen. Im Winter erwärmte man 
die Häuser mit Kohleöfen, die 
täglich neu mit Briketts geheizt 
wurden. Eine mit Koks betrie- 
bene Zentralheizung galt schon 
als fortschrittlich. 


Pampas waren noch Weiden in 
Südamerika und keine Pampers 
für Babies. Die Baumwollwin- 
deln für die viel zahlreicher ge- 


borenen Kinder wurden mit der 
Hand gewaschen. Zu unserer 
Zeit gab es noch kein Kinder- 
erziehungsjahr für Väter, auch 
keine Sonnenstudios oder Fit- 
neR-Zentren. 


Musik hörten wir von Schell- 
lackplatten auf einem Grammo- 
phon, das mit einer Handkurbel 
aufgezogen werden mußte und 
pro Plattenseite nicht länger als 
vier Minuten spielte. 


Ohrringe trugen nur Damen 
und junge Mädchen. Dagegen 
Nasenringe nur die Bullen, die 
damals auch noch keine Polizei- 
beamten sondern männliches 
Zuchtvieh waren. Brillianten tru- 
gen die Damen im Schmuckring 
an der Hand und nicht frei sicht- 
bar am Bauchnabel. 


Begriffe wie Non-Food, Bur- 
gers, Ketchup, Coke, Software, 
CDs, Tapes, Lifestyle, Outfit, 
Mailbox, Monitor, Notebook und 
Printer waren unbekannt. Man 
hatte für alles noch Bezeichnun- 
gen in deutscher Sprache. Ist 
es gut, daß man heute nur noch 
engleutsch denkt und spricht 
und die amerikanische Lebens- 
art und Sprache zum Ideal er- 
klärt? 

Wir lebten schon, als man 
noch ein Ei oder Brötchen für 
3 Pfennig und ein halbes Pfund 
Butter für 40 Pfennig kaufen 
konnte. Das Briefporto betrug 
12 Pfennig, das für Postkarten 6 
Pfennig und für Drucksachen 3 
Pfennig. Für 20 Pfennig konnte 
man noch von einem Ende ei- 
ner Großstadt bis zum anderen 
Ende fahren. 


Wir haben zuerst geheiratet 
und dann zusammengelebt. Und 
mit jemanden »zu gehen« hieß 
fast schon, verlobt zu sein. Eine 
Verlobung war ein Eheverspre- 
chen, das nicht ohne Verlust des 
Ansehens gelöst werden konn- 
te. Der älteren Generation galt 
noch der Respekt der Jünge- 
ren, obgleich auch wir die Welt 
verändern wollten. Die Begriffe 
Ehre und Treue hatten eine be- 
sondere Bedeutung. Wer seine 
Ehre nicht wahrte, wurde in der 
Gesellschaft gemieden. 


Deutsche Dichtung, deutsche 
Literatur und viele deutsche 
Volkslieder begleiteten unsere 
Jugend, in der es noch keinen 
ohrenschädigenden Lärm einer 
Disco gab. Trotzdem feierten 
wir fröhlich und begeisterten uns 
für Walzer, Tango, Foxtrott und 
Rumba, aber auch für Jazz, der 
schon damals von den Tanzka- 
pellen gespielt wurde. 


Nicht Nike, Reebok, Adidas, 
Boss, Lee oder sonst eine der 
unzähligen Renommiermarken 
waren unser Ideal. Wir waren mit 
natürlicher Kleidung, die durch- 
aus modisch und festlich sein 
konnte, zufrieden, auch ohne die 
nach außen zur Schau getrage- 
nen Herstellermarken. In jener 
Zeit mußte man mit dem aus- 
kommen, was verdient wurde. 
Die vielen heutigen Sozialhilfe- 
leistungen und sonstigen materi- 
ellen Geschenke des Staates für 
alle, die an den Segnungen des 
Staates auch unberechtigt teil- 
haben wollen, gab es noch nicht. 
Es lohnte sich, seinen Lebens- 
unterhalt ehrlich zu verdienen. 


GEDANKEN VON GESTERN FÜR MORGEN 
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Die deutsche Innen- und Au- 
Renpolitik bestimmte die Regie- 
rung in Berlin selbst, auch war 
sie von keinen fremden Ent- 
scheidungen aus Brüssel zum 
Nachteil unseres Landes ab- 
hängig. Man zahlte nicht sorglos 
Milliardensummen ins Ausland 
auf Kosten der kommenden 
Generationen. Deutschland war 
noch nicht der Zahlmeister Eu- 
ropas. 


Undenkbar war auch der 
Selbsthaß der Deutschen und 
das in aller Welt verachtete un- 
terwürfige deutsche Büßertum. 


Korruption und Bestechung 
von Beamten und Selbstbedie- 
nung von Politikern, Parteien 
und Parlamentariern aus der 
Staatskasse waren nicht vor- 
stellbar. 


Es gab auch keine Wirtschafts- 
flüchtlinge, die vom Staat und 
seiner Gesellschaft beschenkt 
und geduldet wurden, erst recht 


nicht, wenn sie sich auch krimi- 
nellen Handlungen widmeten. 
Undenkbar war auch, daß den 
Fremden besondere Rechte zu- 
gestanden wurden, die sie be- 
liebig nutzen konnten. 


Man bemühte sich nicht, den 
Bevölkerungsschwund wahllos 
durch Zuwanderung von irgend- 
welchen das deutsche Paradies 
suchenden Menschen aus aller 
Welt auszugleichen. 


Drogenprobleme, wie sie heu- 
te eine Gefahr besonders für die 
Jugend im Lande dastellen, wa- 
ren unbekannt. Man lebte natür- 
lich und der Natur zugewandt. 
Darum hatten Psychiater auch 
noch wenig zu tun. 


Deutschland war in jenen Jah- 
ren auch kein Rückzugsgebiet 
für sogenannte »Schläfer« und 
weitere mafiöse Organisatio- 
nen. 


Sehr viel haben wir heutigen 
Senioren, die wir unser Land 


Liebe Leser, ganz privat: 


Herr Platzeck, der neue SPD-Vorsitzende, 
muß eine ganz alte UN gelesen haben! 


In der UN-Ausgabe 1/1971 veröffentlichten wir einen grundlegenden 
Beitrag eines Gründungsmitgliedes der Unabhängigen Freundeskreise 
unter der Überschrift »Ist Preußentum noch zeitgemäß? « 


Es war ein Vortrag, den Oberst a.D. Hans-Heinrich Scheffer bei der Ver- 
abschiedung der Leitlinien unserer Arbeit im Juni 1970 gehalten hatte. 
Er kam zu dem Schluß, daß nur die Rückkehr zu den preußischen Tugen- 
den Staat und Nation vor dem weiteren Niedergang bewahren könnten. 


Als später der SPD-Kanzler Helmut Schmidt ebenfalls solche Werte an- 
mahnte, kritisierte ihn ein gewisser Oskar Lafontaine, das wären »Se- 
kundär-Tugenden«, mit denen man auch ein KZ führen könne. 


Im Januar 2006 nun erkannte auch der neue SPD-Vorsitzende Matthias 
Platzeck, daß das Gemeinwesen am Fehlen preußischer Grundwerte lei- 
det. Zitat: 


»Auch wenn es für manchen altmodisch klingt: Bewährte Grundei- 
genschaften wie Anständigkeit, Verläßlichkeit und Pflichterfüllung 
sollten in Deutschland wieder mehr Einzug halten.« 


Hoffen wir, daß sich diese Erkenntnis nach Jahrzehnten des Irrwegs, der 
zur heutigen Gesellschaftsordnung führte, im neuen Jahr endlich Bahn 
bricht! 


Arbeiten wir also auch im neuen Jahr in diesem Sinne für die Gesundung 


unseres Gemeinwesens! { s B 
Ihre UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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aus den Trümmern nach dem 
Krieg wieder aufgebaut haben, 
in unseren Leben an Undenkba- 
rem erlebt und lernen müssen. 
Unser Land wurde für uns ein 
Land, das sich unseren Lebens- 
grundsätzen immer mehr ent- 
fremdete. 


Sicher, es ist vieles bequemer 
geworden, aber wurde auch 
alles wirklich besser, auch die 
Ethik, die Moral und die Kultur? 


Ist Deutschland noch das Land, 
für das Millionen Deutsche ihr 
Leben eingesetzt und geopfert 
haben? 


Wissen wir und weiß vor allem 

auch die jüngere Generation 
wirklich noch, welche Rechte 
und Pflichten wir in unserem 
Staat und welche Verantwor- 
tung wir gegenüber unserer Ge- 
sellschaft haben? 


Darüber sollten wir 
nachdenken! 


UN-Bestell-Telefon 
(0208) 84 01 32 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
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Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
November 2004: 
November 2005: 


39,26 Millionen ” 
39,05 Millionen ? 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
November 2005: 4.530.698 ” 


Dezember 2005: 4.606.062 ” 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 
Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
November 2005: 1.530.772 ” 
Dezember 2005: 1.480.670 ” 


Arbeitssuchende: 
November 2005: 
Dezember 2005: 


Offene Stellen: 
November 2005: 
Dezember 2005: 


Staatsverschuldung: 
1.469.390.052.276 Euro ° 


6.884.642 ” 
7.053.978 ” 


421.539 ” 
394.346 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
1.714 Euro °) 


Schulden pro Kopf: 
3.8.2005: 


9.1.2006: 


17.742?) 
17.803 ? 


® Bundesagentur für Arbeit, 5.1.2006 
2) Statistisches Bundesamt, 3.1.2006 
3) www.steuerzahler.de, 9.1.2006 
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Licht aus bei AEG 


Das AEG-Werk, in dem im letz- 
ten Jahr etwa 1,4 Millionen 
Waschmaschinen, Geschirrspü- 
ler und Trockner hergestellt wur- 
den, ist eine der letzten großen 
industriellen Produktionsstätten 
in Nürnberg. 


Rund die Hälfte der bisher 2000 
Beschäftigten soll bis Ende die- 
sen Jahres entlassen werden, 
weitere 750 ein Jahr später. 


Die Produktion wird nach An- 
gaben des schwedischen Mut- 
terkonzerns Electrolux, der die 
Haushaltgerätesparte 1994 über- 
nahm, nach Polen verlagert, wo 
derzeit rund 77 Millionen Euro 
in die Errichtung zweier neuer 
Werke investiert werden. 


Lediglich 250 Beschäftigte wer- 
den im Service und in der Ent- 
wicklung noch einige Jahre wei- 
terbeschäftigt. 


Die Schließungskosten für das 

Werk in Nürnberg, in dem die 
Marken Electrolux, AEG, Juno 
und Zanussi (noch) hergestellt 
werden, beziffert der Konzern 
auf rund 230 Millionen Euro. 


Ausgeklingelt 


Ein »nettes« Weihnachtsge- 
schenk für die Telekom-Ange- 
stellten: 


Am 12. Dezember beschloß der 

Telekom-Aufsichtsrat den Ab- 
bau von 32 000 Arbeitsplätzen 
bis zum Jahr 2008. Bereits 2006 
sollen 14 000 Stellen abgebaut 
werden. Etwa 6 000 davon sind 
im Beamtenstand, für deren Vor- 
ruhestand der Bund kräftig mit 
unter die Arme greifen soll. 


Abgefahren 


Presseberichten zufolge hat 
der US-Automobilkonzern Ford 
bisher rund 550 Mitarbeiter in 
Deutschland zum »freiwilligen« 
Ausscheiden aus dem Konzern 
bewegen können. 


Laut FTD habe Ford-Deutsch- 
land-Chef Bernhard Mattes aber 
nochmals das Ziel bekräftigt, 
den Abbau von insgesamt 1 200 
Stellen bis Ende 2005 sozial- 
verträglich zu erreichen, um be- 
triebsbedingte Kündigungen zu 


vermeiden. 
finanznachrichten.de, 12.12.2005 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 


für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Ex. der UN zuzusenden. Ich gehe damit 
kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. Die UN werden 
ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 € je Ex. einschließlich Porto, 


ab 10 Stück 1.- € je Ex.). 


ü Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 


1,45 € Rückporto-Marken liegen bei. 


ü Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


u Einen Kostenbeitrag in Höhe von € 
-in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/ Beruf: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


lege ich per Verrechnungsscheck 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer direkt 


über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beträge abzubuchen: 
o monatlich 
o halbjährlich 
o einmalig ab: 


o vierteljährlich 
o jährlich 


Betrag: 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 
Konto-Nr.: 
Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


